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Carsten Lang, Rechtsanwalt, Paris

Die Umsetzung der 3. EG-Geldw�sche-
Richtlinie in Frankreich

Fast zwei Jahre nach Ablauf der offiziellen Umset-
zungsfrist wurde die „Richtlinie 2005/60/EG zur
Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum
Zwecke der Geldw�sche und der Terrorismusfinan-
zierung“ (3. EG-Geldw�sche-Richtlinie) nunmehr
auch in Frankreich vollst�ndig umgesetzt. Im folgen-
den Beitrag werden die wesentlichen �nderungen
des franz�sischen Code Mon�taire et Financier
(CMF) und ihre Auswirkungen auf die Institute und
Personen, die den geldw�scherechtlichen Verpflich-
tungen des CMF unterliegen („Verpflichtete“), �ber-
blicksartig dargestellt.

I. Einleitung

Nicht nur Deutschland konnte das Ende der Umsetzungsfrist
der 3. EG-Geldw�sche-Richtlinie am 15. 12. 2007 nicht ein-
halten. Auch Frankreich ließ sich mit der Angleichung der
nationalen Vorschriften Zeit. In einem ersten Schritt legte
die franz�sische Regierung der Assembl�e Nationale im
Mai 2008 zun�chst einen Vorschlag zur Erweiterung des zu
dieser Zeit gerade diskutierten Gesetzes „zur Modernisie-
rung der Wirtschaft“1 vor. Der Vorschlag,2 durch welchen
die Regierung erm�chtigt werden sollte, die Umsetzung der
Richtlinie mittels einer gesetzesvertretenden Verordnung
(Ordonnance)3 vorzunehmen, wurde – nicht zuletzt vor dem
Hintergrund, dass die Europ�ische Kommission Anfang Juni
2008 ank�ndigte, ein Vertragsverletzungsverfahren gegen
Frankreich und 14 weitere EU-Mitgliedstaaten wegen
Nicht-Umsetzung der Richtlinie einleiten zu wollen4 – Mitte
Juni 2008 vom franz�sischen Parlament angenommen.

Am 31. 1. 2009 wurde die gesetzesvertretende „Verordnung
Nr. 2009-104 vom 30. 1. 2009 zur Verhinderung der Nut-
zung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldw�sche und
der Terrorismusfinanzierung“5 schließlich im Amtsblatt der
franz�sischen Republik (Journal Officiel de la R�publique
Fran�aise [JORF]) ver�ffentlicht – gerade noch rechtzeitig,
um die Europ�ische Kommission zu bes�nftigen, die am
29. 1. 2009 bekannt gab, dass sie Frankreich wegen der bis-
lang nicht erfolgten Umsetzung der Richtlinie vor dem
EuGH verklagen werde.6

Die Verordnung Nr. 2009-104 vom 30. 1. 2009 war jedoch
nur ein erster Schritt zur Anpassung der nationalen Vor-
schriften an die Vorgaben der EU. Der Text enth�lt zahlrei-
che Verweise auf Dekrete und ArrÞt�s (Erlasse), durch die
die weiteren Details geregelt werden. Diese wurden erst im
weiteren Verlauf des Jahres 2009 ver�ffentlicht, der j�ngste
ArrÞt� am 31. 10. 2009.7

II. �nderungen des CMF und Auswirkungen
auf die Verpflichteten

Die franz�sische Regierung hat die Umsetzung der 3. EG-
Geldw�sche-Richtlinie zum Anlass genommen, die Vor-
schriften des Code Mon�taire et Financier zur Bek�mpfung

der Geldw�sche und der Terrorismusfinanzierung komplett
zu �berarbeiten. So heißt es in dem der Verordnung
Nr. 2009-104 vom 30. 1. 2009 beigef�gten Bericht der Re-
gierung an den franz�sischen Pr�sidenten:

„Die Regierung hat sich im Rahmen der vorliegenden Verord-
nung dazu entschieden, das aktuelle Regelwerk, welches Aus-
fluss einer Reihe von aufeinander folgenden Gesetzesreformen
ist, die zu einer un�bersichtlichen Regelungsf�lle gef�hrt ha-
ben, noch einmal einer vollst�ndigen �berpr�fung zu unterzie-
hen, um ihm eine Gesamtkoh�renz zu geben.“8
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1 Das Gesetz zur Modernisierung der Wirtschaft (Loi n82008-776 de mo-
dernisation de l’�conomie), welches letztlich am 4. 8. 2008 verabschie-
det wurde, dient der St�rkung der Wettbewerbsf�higkeit kleiner und mit-
telst�ndischer Unternehmen in Frankreich sowie der F�rderung von
wirtschaftlichem Wachstum und Besch�ftigung. Das Gesetz beinhaltet
umfangreiche �nderungen insbesondere auf den Gebieten des Gesell-
schafts-, Handels- und Wettbewerbsrechts.

2 Amendement n8 517 	 la loi n8 2008-776 de modernisation de l’�cono-
mie.

3 Gem. Art. 38 der franz�sischen Verfassung kann die Regierung zur
Durchf�hrung ihres Programms das Parlament um die Erm�chtigung er-
suchen, w�hrend eines begrenzten Zeitraumes durch gesetzesvertreten-
de Verordnungen Maßnahmen zu treffen, die normalerweise dem Be-
reich der Gesetzgebung unterliegen. Die gesetzesvertretenden Verord-
nungen werden im Ministerrat nach Anh�rung des Staatsrates beschlos-
sen. Sie treten mit ihrer Ver�ffentlichung in Kraft, werden jedoch hinf�l-
lig, wenn der Entwurf des Ratifizierungsgesetzes im Parlament nicht vor
dem durch das Erm�chtigungsgesetz festgelegten Zeitpunkt eingebracht
wurde.

4 Die Kommission k�ndigte an, den insgesamt 15 s�umigen Staaten ent-
sprechende Aufforderungsschreiben zukommen lassen. Diese Aufforde-
rungen erfolgen in Form einer „mit Gr�nden versehenen Stellungnah-
me“, der zweiten Stufe des Vertragsverletzungsverfahrens nach Art. 226
EG. Erh�lt die Kommission innerhalb von zwei Monaten keine zufrie-
den stellende Antwort, kann sie den EuGH anrufen.

5 Ordonnance n8 2009-104 du 30 janvier 2009 relative 	 la pr�vention de
l’utilisation du syst�me financier aux fins de blanchiment de capitaux et
de financement du terrorisme.

6 Nach st�ndiger Rechtsprechung des EuGH verf�gt die Europ�ische
Kommission �ber einen Ermessensspielraum, was die Einreichung der
Vertragsverletzungsklage angeht.

7 Die zur Umsetzung der 3. EG-Geldw�sche-Richtlinie erlassenen Ver-
ordnungen, Dekrete und ArrÞt�s sind nachfolgend in chronologischer
Reihenfolge dargestellt:
– Ordonnance n8 2009-104 du 30 janvier 2009 relative 	 la pr�vention de
l’utilisation du syst�me financier aux fins de blanchiment de capitaux et
de financement du terrorisme
– D�cret n8 2009-874 du 16 juillet 2009 pris pour application de l’article
L. 561-15-II du code mon�taire et financier;
– D�cret n8 2009-1013 du 25 aot 2009 portant application du premier
alin�a de l’article L. 561-13 du code mon�taire et financier;
– ArrÞt� du 2 septembre 2009 pris en application de l’article R. 561-12
du code mon�taire et financier et d�finissant des �l�ments d’information
li�s 	 la connaissance du client et de la relation d’affaires aux fins d’�va-
luation des risques de blanchiment de capitaux et de financement du ter-
rorisme;
– D�cret n8 2009-1087 du 2 septembre 2009 relatif aux obligations de
vigilance et de d�claration pour la pr�vention de l’utilisation du syst�me
financier aux fins de blanchiment de capitaux et de financement du ter-
rorisme;
– D�cret n8 2009-1108 du 10 septembre 2009 relatif 	 l’activit� de chan-
geur manuel;
– ArrÞt� du 10 septembre 2009 relatif 	 l’activit� de changeur manuel;
– ArrÞt� du 29 octobre 2009 relatif au contr�le interne des �tablisse-
ments de cr�dit et des entreprises d’investissement modifiant le r�gle-
ment n8 97-02 du 21 f�vrier 1997.

8 Rapport au Pr�sident de la R�publique relatif 	 l’ordonnance n8 2009-
104 du 30 janvier 2009 relative 	 la pr�vention de l’utilisation du sys-



Im Zuge der Neufassung der geldw�scherechtlichen Bestim-
mungen wurde insbesondere der diese betreffende Titel VI
(Titre VI) des Buchs V (Livre V) des CMF g�nzlich umge-
schrieben.9

1. Erweiterung des Adressatenkreises und
Einf�hrung neuer Definitionen

a) Erweiterung des Adressatenkreises der
geldw�scherechtlichen Bestimmungen des CMF

Entsprechend der Vorgaben der 3. EG-Geldw�sche-Richt-
linie wurde zun�chst der Adressatenkreis10 in Bezug auf die
Pflichten zur Bek�mpfung von Geldw�sche und Terroris-
musfinanzierung auf Personen erweitert, die Domizilie-
rungsdienstleistungen11 im Sinne der Art. L. 123-11-2ff. des
franz�sischen Handelsgesetzbuches (Code de Commerce)
erbringen.12 Gem�ß der durch die Verordnung vom 30. 1.
2009 neu in den Code de Commerce eingef�gten Art. L.
123-11-2-L. 123-11-8 erfordert der Betrieb eines Domizilie-
rungsservices eine entsprechende Zulassung durch die Ver-
waltung. Diese hat insbesondere die Zuverl�ssigkeit und Ge-
eignetheit der Gesch�ftsleiter zu �berpr�fen, um sicherzu-
stellen, dass der Service nicht zu Zwecken der Geldw�sche
oder Terrorismusfinanzierung missbraucht wird.

Auch Wechselstuben und Sortenh�ndler, die bereits vor Um-
setzung der 3. EG-Geldw�sche-Richtlinie zu den Adressaten
der geldw�scherechtlichen Bestimmungen des CMF z�hl-
ten, bed�rfen seit Inkrafttreten der Verordnung Nr. 2009-
104 vom 30. 1. 2009 zur Aufnahme ihrer T�tigkeit der Ertei-
lung einer Gesch�ftserlaubnis durch den Ausschuss der Kre-
ditinstitute und Wertpapierunternehmen (Comit� des �ta-
blissements de cr�dit et des entreprises d’investissement
[CECEI]).13

b) Einf�hrung neuer Definitionen

aa) Gesch�ftsbeziehung

Im Rahmen der Verordnung Nr. 2009-104 vom 30. 1. 2009
haben auch einige geldw�scherechtlich relevante Begriffe
Eingang in den CMF gefunden. So wurde insbesondere der
Begriff der „Gesch�ftsbeziehung“ legaldefiniert:14 Gem.
Art. L. 561-2-1 CMF wird eine Gesch�ftsbeziehung begr�n-
det, sobald ein Verpflichteter eine berufliche oder gesch�ft-
liche Beziehung eingeht, bei deren Zustandekommen davon
ausgegangen wird, dass sie von gewisser Dauer sein wird.
Die Gesch�ftsbeziehung kann durch einen Vertrag geregelt
sein, nach welchem mehrere aufeinander folgende Gesch�f-
te zwischen den Vertragspartnern abgewickelt werden sollen
oder welcher fortlaufende Verpflichtungen zwischen den
Vertragspartnern begr�ndet. Auch im Falle des Nicht-Vor-
liegens eines solchen Vertrags wird eine Gesch�ftsbezie-
hung begr�ndet, wenn eine Kunde regelm�ßig die Dienste
eines Verpflichteten in Anspruch nimmt, sei es zur Abwick-
lung von mehreren Gesch�ften oder zur Abwicklung eines
einzelnen, auf Dauer angelegten Gesch�fts.

bb) Wirtschaftlich Berechtigter

Die bereits im Rahmen des Dekrets vom 26. 6. 200615 fest-
geschriebene Definition des „wirtschaftlich Berechtigten“
einer Gesch�ftbeziehung wurde mit der Verordnung
Nr. 2009-104 vom 30. 1. 2009 aus dem verordnungsrechtli-
chen Teil (Partie R�glementaire) des CMF in den gesetzes-
rechtlichen Teil (Partie Legislative) �berf�hrt. Gem. Art. L.

561-2-2 CMF ist unter dem wirtschaftlich Berechtigten ei-
ner Gesch�ftsbeziehung die nat�rliche Person zu verstehen,
die den Kunden unmittelbar oder mittelbar kontrolliert oder
f�r die eine Transaktion ausgef�hrt oder ein Vorgang get�-
tigt wird.

F�r juristische Personen wurde der Begriff des wirtschaft-
lich Berechtigten durch ein Staatsratsdekret konkretisiert.16

Sofern es sich bei dem Kunden um eine Gesellschaft han-
delt, ist jede nat�rliche Person, die entweder unmittelbar
oder mittelbar mehr als 25% des Kapitals oder der Stimm-
rechte der Gesellschaft h�lt oder auf jede andere Weise eine
Kontrolle �ber die Management-, Verwaltungs- oder Ge-
sch�ftsleitungsorgane oder �ber die Hauptversammlung der
Gesellschaft aus�bt, als wirtschaftlich Berechtiger anzuse-
hen.17 Im Falle von Investmentfonds sind diejenigen nat�rli-
chen Personen als wirtschaftlich Berechtigte zu betrachten,
die entweder unmittelbar oder mittelbar mehr als 25% der
Anteile oder Aktien des Fonds halten oder eine Kontrolle
�ber die Verwaltungs- oder Gesch�ftsleitungsorgane des
Fonds aus�ben.18 Sofern es sich bei dem Kunden um eine ju-
ristische Person handelt, die weder eine Gesellschaft noch
ein Investmentfonds ist, oder sofern der Kunde im Rahmen
eines Trusts oder einer vergleichbaren Gestaltungsform aus-
l�ndischen Rechts auftritt, ist jede nat�rliche Person als wirt-
schaftlich Berechtiger anzusehen, die eine der in Art. R.
561-3 Nr. 1–4 CMF aufgef�hrten Bedingungen erf�llt.

2. Risikoorientierte Ausgestaltung der
geldw�scherechtlichen Sorgfaltspflichten19

In dem neuen Teilabschnitt 3 (Section 3) des Buches V, Titel
VI, Kapitel I des Code Mon�taire et Financier wird die in
der 3. EG-Geldw�sche-Richtlinie vorgesehene risikoorien-
tierte Ausgestaltung der geldw�scherechtlichen Sorgfalts-
pflichten in das franz�sische Recht umgesetzt. Dem risiko-
basierenden Ansatz der Richtlinie folgend, sehen die Art. L.
561-5ff. CMF einen Katalog von allgemeinen Sorgfalts-
pflichten (a) vor, von deren Anwendung bei geringem Geld-
w�scherisiko zum Teil ganz abgesehen werden kann (b)
bzw. die in F�llen erh�hten Risikos noch um zus�tzliche
Maßnahmen erg�nzt (c) oder verst�rkt (d) werden m�ssen.
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t�me financier aux fins de blanchiment de capitaux et de financement
du terrorisme, ver�ffentlicht im JORF vom 31. 1. 2009 (Nr. 26).

9 Die Neufassung von Titel VI (Titre VI) des Buchs V (Livre V) des ge-
setzesrechtlichen Teils (Partie Legislative) des CMF erfolgte durch die
gesetzesvertretende Verordnung Nr. 2009-104 vom 30. 1. 2009, die des
entsprechenden Titels des verordnungsrechtlichen Teils (Partie R�gle-
mentaire) des CMF durch das Dekret Nr. 2009-1087 vom 2. 9. 2009.

10 Vgl. Art. L. 561-1 und Art. L. 561-2.
11 Wie z. B. die Bereitstellung eines Gesellschaftssitzes, einer Gesch�fts-,

Verwaltungs- oder Postadresse etc.
12 Vgl. Art. L. 561-2 Nr. 15 CMF.
13 Vgl. Art. L. 520-1 – L. 520-7 CMF.
14 Der neue Begriff der „Gesch�ftsbeziehung“ ersetzt den in Art. L. 563-1

CMF a. F. definierten Begriff der „Vertragsbeziehung“. Die neue Defini-
tion entspricht inhaltlich weitgehend Art. 3 Abs. 9 der 3. EG-Geldw�-
sche-Richtlinie.

15 D�cret N8 2006-736 du 26 juin 2006 relatif 	 la lutte contre le blanchi-
ment des capitaux.

16 D�cret n8 2009-1087 du 2 septembre 2009 relatif aux obligations de vi-
gilance et de d�claration pour la pr�vention de l’utilisation du syst�me
financier aux fins de blanchiment de capitaux et de financement du ter-
rorisme, ver�ffentlicht im JORF vom 4. 9. 2009 (Nr. 204). Durch das
Dekret wurde der Titel VI (Titre VI) des Buchs V (Livre V) des verord-
nungsrechtlichen Teils (Partie R�glementaire) des CMF neu gefasst.

17 Vgl. Art. R. 561-1 CMF.
18 Vgl. Art. R. 561-2 CMF.
19 Die Sonderstellung von Anw�lten, Notaren, Gerichtsvollziehern etc. als

Adressaten der geldw�scherechtlichen Sorgfaltspflichten wird weiter
unten (unter 6.) dargestellt.



a) Allgemeine Sorgfaltspflichten nach dem CMF

aa) Feststellung und �berpr�fung der Identit�t des Kunden
und des wirtschaftlich Berechtigten

Gem. Art. L. 561-5 CMF haben die Verpflichteten vor Ein-
gehung einer Gesch�ftsbeziehung bzw. der Vorbereitung
oder Durchf�hrung einer Transaktion die Identit�t ihres
Kunden und des wirtschaftlich Berechtigten der Gesch�fts-
beziehung durch geeignete Maßnahmen festzustellen und
anhand der Vorlage von aussagekr�ftigen Dokumenten zu
�berpr�fen.20 Ebenso obliegt den Verpflichteten die Identifi-
zierung sog. Gelegenheitskunden (clients occasionels) und
der wirtschaftlich Berechtigten, die hinter Gesch�ftsbezie-
hungen mit Gelegenheitskunden stehen.21

bb) Einholung von Informationen �ber Zweck und Art der
Gesch�ftsbeziehung

�ber die oben dargestellte Identit�tsfeststellung und -pr�-
fung hinaus schreibt Art. L. 561-6 CMF – dem „Customer
Due Diligence“-Ansatz der 3. EG-Geldw�sche-Richtlinie
folgend – den Verpflichteten des Weiteren vor, im Vorfeld
der Begr�ndung einer Gesch�ftsbeziehung Informationen
�ber den Zweck und die angestrebte Art der Gesch�ftsbezie-
hung von dem Kunden einzuholen.

cc) Kontinuierliche �berwachung von Gesch�ftsbeziehung
und get�tigten Transaktionen

Da sich den Risiken der Geldw�sche und der Terrorismusfi-
nanzierung allein mit einer einmaligen �berpr�fung der
Identit�t und der Information �ber Zweck und Art der Ge-
sch�ftsbeziehung bei Aufnahme der Gesch�ftsbeziehung
nicht wirksam begegnen l�sst, m�ssen eine Gesch�ftsbezie-
hung und die in ihrem Verlauf durchgef�hrten Transaktio-
nen auch kontinuierlich �berwacht werden.22 Hierbei haben
die Verpflichteten insbesondere darauf zu achten, dass die
durchgef�hrten Transaktionen mit den bei ihnen vorhande-
nen und regelm�ßig zu aktualisierenden Informationen �ber
ihren Kunden23 �bereinstimmen.

dd) Unm�glichkeit der Erf�llung der allgemeinen
Sorgfaltspflichten

Sofern die Verpflichteten nicht in der Lage sind, ihre Kun-
den zu identifizieren oder Informationen �ber den Zweck
und die Art der Gesch�ftsbeziehung zu erhalten, ist es ihnen
untersagt, eine Transaktion auszuf�hren oder eine Ge-
sch�ftsbeziehung einzugehen bzw. weiter zu verfolgen. Eine
gleichwohl eingegangene Gesch�ftsbeziehung muss beendet
werden.24

b) Dispens von den allgemeinen Sorgfaltspflichten/
Abgeschw�chte Sorgfaltspflichten

aa) Kunden und Produkte mit geringem Risiko

Vor dem Hintergrund, dass die Gefahr der Geldw�sche und
Terrorismusfinanzierung nicht in allen F�llen gleich hoch
ist, regelt Art. L. 561-9 Abs. 2 CMF die F�lle, in denen die
Verpflichteten – sofern kein entsprechender Verdacht der
Geldw�sche oder Terrorismusfinanzierung besteht – nicht
den allgemeinen Sorgfaltspflichten der Art. L. 561-5 und L.
561-6 CMF unterliegen.

Die Verpflichteten sind nicht an die allgemeinen Sorgfalts-
pflichten gebunden, sofern der betreffende Kunde oder das

betreffende Produkt ein geringes Risiko der Geldw�sche
oder Terrorismusfinanzierung darstellt.

Eine abschließende Aufz�hlung von Kunden und Produkten,
bei denen aus Sicht des Gesetzgebers von einem geringen
Risiko ausgegangen werden kann, findet sich in Art. R. 561-
15 (Kunden) und Art. R. 561-16 CMF (Produkte). Bei den
Kunden mit geringem Risiko handelt es sich insbesondere
um Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute mit Sitz in ei-
nem EU-Mitgliedstaat oder einem Drittland mit gleichwerti-
gen Vorschriften zur Geldw�schebek�mpfung25, b�rsenno-
tierte Gesellschaften sowie Beh�rden, sofern diese be-
stimmte in Art. R. 561-15 Abs. 1 Nr. 1 lit. c) genannte Vo-
raussetzungen, die Ausfluss der Richtlinie 2006/70/EG der
Europ�ischen Kommission26 sind, erf�llen. Die Festlegung
der Produkte mit geringem Geldw�scherisiko erfolgte in en-
ger Anlehnung an Art. 11 Abs. 5 der 3. EG-Geldw�sche-
Richtlinie, erg�nzt durch Art. 3 Abs. 3 der bereits erw�hnten
Richtlinie 2006/70/EG.

bb) Sonstige F�lle/Ermessensspielraum der Verpflichteten

�ber die vom Gesetzgeber bestimmten F�lle von Kunden
und Produkten mit geringem Geldw�scherisiko hinaus wur-
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20 Die Feststellung der Identit�t einer nat�rlichen Person hat gem. Art. R.
561-5 Nr. 1 CMF anhand der Vorlage eines amtlichen Lichtbildauswei-
ses zu erfolgen. Die folgenden Angaben sind hierbei festzuhalten und
aufzubewahren: Name, Vorname, Geburtsort und -datum der zu identifi-
zierenden Person, Art, Ausstellungsort/-datum des Ausweises und die
ausstellende Beh�rde. Zur Feststellung der Identit�t einer juristischen
Person ist gem. Art. R. 561-5 Nr. 2 CMF die �bermittlung des Originals
oder der Kopie eines Handelsregisterauszuges, der nicht �lter als 3 Mo-
nate sein darf, zu verlangen. Aus dem Auszug m�ssen die Firma der Ge-
sellschaft, die Rechtsform, der Gesellschaftssitz sowie die Identit�t der
gesetzlichen Vertreter hervorgehen.

21 Unter einem Gelegenheitskunden im Sinne des Art. L. 561-5 CMF ist
eine Person zu verstehen, die sich einzig und allein in der Absicht an den
Verpflichteten wendet, ein einzelnes Gesch�ft vorzubereiten oder durch-
zuf�hren oder von dem Verpflichteten bei der Vorbereitung oder Durch-
f�hrung eines solchen Gesch�fts unterst�tzt zu werden, sei es, dass das
Gesch�ft in einer einzigen Transaktion oder in mehreren Transaktionen
abgewickelt wird, die miteinander verbunden scheinen (vgl. Art. R. 561-
10 Abs. 1 CMF). Gem. der Art. L. 561-5, R. 561-10 CMF ist die Identi-
t�t eines Gelegenheitskunden sowie die des wirtschaftlich Berechtigten
einer Gesch�ftsbeziehung mit einem Gelegenheitskunden festzustellen
und zu �berpr�fen, wenn
– der Verdacht besteht, dass das Gesch�ft der Geldw�sche oder Terroris-
musfinanzierung dienen k�nnte oder
– der Wert des Gesch�fts oder mehrerer miteinander verbundener Ge-
sch�fte e 15 000 �bersteigt (Verpflichtung gilt nicht f�r Wechselstuben,
Kasinos, Spielclubs etc.) oder
– der Wert des Gesch�fts oder mehrerer miteinander verbundener Ge-
sch�fte e 8000 �bersteigt (Verpflichtung gilt nur f�r Wechselstuben)
oder
– der Verpflichtete ein Transfergesch�ft durchf�hrt oder Verm�gensver-
wahrungsdienste anbietet oder
– wenn es sich um Gelder oder Gesch�fte im Sinne von Art. L. 561-15
CMF handelt.

22 Vgl. Art. L. 561-6 CMF.
23 Die Informationen �ber eine Gesch�ftsbeziehung sowie die berufliche,

wirtschaftliche und finanzielle Situation des Kunden und des wirtschaft-
lich Berechtigten, die w�hrend der gesamten Dauer einer Gesch�ftsbe-
ziehung kontinuierlich zur Einsch�tzung des Geldw�sche- und Terroris-
musfinanzierungsrisikos gesammelt werden sollten, sind in dem ArrÞt�
vom 2. 9. 2009, ver�ffentlicht im JORF vom 4. 9. 2009, beispielhaft auf-
gef�hrt.

24 Vgl. Art. L. 561-8 CMF.
25 Die vom franz�sischen Wirtschaftsminister festzulegende Liste der

Drittl�nder mit gleichwertigen Vorschriften zur Geldw�schebek�mp-
fung ist zum Zeitpunkt des Abdrucks dieses Beitrags noch nicht ver�f-
fentlicht.

26 Richtlinie 2006/70/EG der Europ�ischen Kommission vom 1. 8. 2006
mit Durchf�hrungsbestimmungen f�r die Richtlinie 2005/60/EG des Eu-
rop�ischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Begriffsbestim-
mung von „politisch exponierte Personen“ und der Festlegung der tech-
nischen Kriterien f�r vereinfachte Sorgfaltspflichten sowie f�r die Be-
freiung in F�llen, in denen nur gelegentlich oder in sehr eingeschr�nk-
tem Umfang Finanzgesch�fte get�tigt werden.



de den Verpflichteten in Art. L. 561-9 Abs. 1 CMF die M�g-
lichkeit gegeben, selbst Situationen festzulegen, in denen
aus ihrer Sicht nur ein geringes Risiko der Geldw�sche und
Terrorismusfinanzierung besteht. In diesen Situationen ist
es den Verpflichteten gestattet, den Umfang der in Art. L.
561-6 CMF vorgesehenen Sorgfaltsmaßnahmen zu reduzie-
ren, d.h. die Verpflichteten m�ssen in diesen F�llen nicht
zwingend die Art und den Zweck einer Gesch�ftsbeziehung
hinterfragen, die Gesch�ftsbeziehung und die ausgef�hrte
Transaktionen kontinuierlich �berwachen.27 Die Verpflich-
tung zur Feststellung und �berpr�fung der Identit�t des
Kunden und des wirtschaftlich Berechtigten gem. Art. L.
561-5 CMF bleibt hiervon unber�hrt.

c) Zus�tzliche Sorgfaltsmaßnahmen (Mesures de
vigilance compl�mentaires)

Die 3. EG-Geldw�sche-Richtlinie gestattet zwar auf der ei-
nen Seite Erleichterungen bei der Erf�llung der allgemeinen
Sorgfaltspflichten, wenn die in Frage stehenden Transaktio-
nen nur ein geringes Risiko der Geldw�sche oder der Terro-
rismusfinanzierung bergen. Sie fordert auf der anderen Seite
aber auch die Implementierung und Durchf�hrung verst�rk-
ter Sorgfaltsmaßnahmen in den F�llen, in denen ein erh�htes
Risiko erkennbar wird.

Die in der Richtlinie dargestellten F�lle erh�hten Risikos
aufgreifend sieht der CMF in Art. L. 561-10 zun�chst vier
Fallgruppen vor, in denen es den Verpflichteten obliegt, �ber
die allgemeinen Sorgfaltspflichten der Art. L. 561-5 und L.
561-6 CMF hinaus zus�tzliche Sorgfaltsmaßnahmen anzu-
wenden. Zus�tzliche Sorgfaltsmaßnahmen sind immer dann
zu ergreifen, wenn der Kunde oder sein Vertreter zur Fest-
stellung seiner Identit�t nicht pers�nlich anwesend ist (aa),
wenn es sich bei dem Kunden um eine sog. politisch expo-
nierte Person, kurz PEP,28 handelt (bb), wenn dass nachge-
fragte Produkt oder das in Frage stehende Gesch�ft die Ano-
nymit�t des Kunden beg�nstigt (cc) oder wenn der Ver-
pflichtete auf eigene Rechnung oder Rechnung eines Dritten
Gesch�fte mit nat�rlichen oder juristischen Personen t�tigt,
die in Staaten oder Gebieten im Sinne von Art. L. 561-15
Abs. 6 CMF ans�ssig oder registriert sind (dd).

aa) Nicht pers�nlich anwesende Kunden

Sofern der Kunde oder sein Vertreter zur Feststellung seiner
Identit�t gem. Art. L. 561-5 CMF nicht pers�nlich anwesend
ist, muss der Verpflichtete gem. Art. R. 561-20 Abs. 1 CMF
entweder

– zus�tzliche Nachweise zur Best�tigung der Identit�t seines
Gesch�ftspartners einholen (Nr. 1),

– Maßnahmen zur �berpr�fung und Beglaubigung der Legiti-
mationsunterlagen des Vertragspartners durch einen von die-
sem unabh�ngigen Dritten einleiten (Nr. 2),

– verlangen, dass die erste Zahlung unmittelbar von einem
Konto erfolgt, das auf den Namen des Vertragspartners bei ei-
nem Kreditinstitut, welches in einem EU- oder EWR-Mit-
gliedstaat ans�ssig ist, er�ffnet worden ist (Nr. 3), oder

– eine Best�tigung der Identit�t des Vertragspartners durch ein
Kreditinstitut, welches in einem EU- oder EWR-Mitglied-
staat ans�ssig ist, einfordern (Nr. 4).

F�r die Er�ffnung von Konten ohne pers�nliche Anwesen-
heit des jeweiligen Kunden oder seines Vertreters sind zwin-
gend Maßnahmen gem. Art. R. 561-20 Abs. 1 Nr. 3 CMF,
begleitet von mindestens einer weiteren Maßnahme gem.
Art. R. 561-20 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 CMF, umzusetzen.

bb) Politisch exponierte Personen (PEP)

Gem. Art. R. 561-18 Abs. 3 Nr. 1 CMF m�ssen die Ver-
pflichteten angemessene, risikoorientierte Verfahren einf�h-
ren, mit denen bestimmt werden kann, ob es sich bei ihrem
jeweiligen Vertragspartner um eine PEP handelt. Sofern es
sich bei einem Kunden um eine PEP handelt oder ein Kunde
im Verlauf der Gesch�ftsbeziehung zu einer PEP wird, darf
die Entscheidung �ber die Begr�ndung bzw. Fortf�hrung
der Gesch�ftsbeziehung nur von der Gesch�ftsleitung oder
einer von dieser hierzu erm�chtigten Person getroffen wer-
den.29 Schließlich sind die Verpflichteten gehalten, zur Ein-
sch�tzung des Risikos der Gesch�ftsbeziehung zu einer PEP
die Herkunft der Verm�genswerte zu ermitteln, die von die-
ser im Rahmen der Gesch�ftsbeziehung oder einer Transak-
tion eingesetzt werden.30

cc) Produkte oder Gesch�ft, die die Anonymit�t des
Kunden beg�nstigen

Art. 13 Abs. 6 der 3. EG-Geldw�sche-Richtlinie verpflichtet
die EU-Mitgliedstaaten, daf�r Sorge zu tragen, dass die der
Richtlinie unterliegenden Institute und Personen jeder Ge-
fahr der Geldw�sche oder der Terrorismusfinanzierung be-
sondere Aufmerksamkeit widmen, die von Produkten oder
Transaktionen ausgeht, die die Anonymit�t des Kunden be-
g�nstigen k�nnten. Dieser Verpflichtung ist der franz�sische
Gesetzgeber in Art. L. 561-10 Nr. 3 CMF nachgekommen.31

Um der Nutzung solcher Produkte und Transaktionen f�r
Zwecke der Geldw�sche oder der Terrorismusfinanzierung
vorzubeugen, sind die Verpflichteten gehalten, zus�tzliche
Sorgfaltsmaßnahmen gem. Art. R. 561-20 Abs. 1 CMF
(siehe auch aa) anzuwenden.

dd) Gesch�fte mit „Problemstaaten“

Art. L. 561-15 Abs. 6 CMF sieht vor, dass die Verdachtsan-
zeigepflicht des Art. L. 561-15 Abs. 1 CMF (siehe hierzu
die Ausf�hrungen unter 4.) per Dekret auf Gesch�fte mit na-
t�rlichen oder juristischen Personen ausgedehnt werden
kann, die in Staaten oder Gebieten ans�ssig oder registriert
sind, deren unzureichende Gesetzgebung bzw. deren Prakti-
ken einer wirksamen Bek�mpfung von Geldw�sche und Ter-
rorismusfinanzierung entgegenstehen. In der Konsequenz
sind im Rahmen solcher Gesch�fte nat�rlich auch zus�tzli-
che Sorgfaltsmaßnahmen gem. Art. R. 561-20 Abs. 1 CMF
(siehe auch aa) zu ergreifen.

d) Verst�rkte Sorgfalts- und Pr�fungsmaßnahmen
(Mesures de vigilance renforc�es)

Spezielle verst�rkte Sorgfaltsmaßnahmen schreibt der CMF
in Bezug auf grenz�berschreitende Korrespondenzbankbe-
ziehungen zwischen Kreditinstituten und Instituten aus
Nicht-EU-Staaten oder Nicht-EWR-Staaten (aa) vor.32 In-
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27 Die Verpflichteten m�ssen jedoch gleichwohl in der Lage sein, gegen-
�ber ihrer jeweiligen Aufsichtsbeh�rde nachzuweisen, dass der Umfang
der von ihnen ergriffenen Sorgfaltsmaßnahmen risikoangemessen war.

28 Eine den Vorgaben der 3. EG-Geldw�sche-Richtlinie entsprechende De-
finition des Begriffs PEP findet sich in Art. R 561-18 CMF.

29 Vgl. Art. R. 561-18 Abs. 3 Nr. 2 CMF.
30 Vgl. Art. R. 561-18 Abs. 3 Nr. 3 CMF.
31 Als Produkte oder Gesch�fte, die die Anonymit�t beg�nstigen, sind

gem. Art. R. 561-19 CMF anonyme Wertpapiere und Schuldverschrei-
bungen sowie Gesch�fte �ber solche Wertpapiere und Schuldverschrei-
bungen anzusehen. Gem. Art. L. 561-14 CMF ist es insbesondere
Kreditinstituten g�nzlich untersagt, anonyme Konten oder Sparb�cher
zu f�hren.

32 Vgl. Art. L. 561-10-1 CMF, Art. R. 561-21 CMF.



tensivierte Pr�fungshandlungen sind gem. Art. L. 561-10-2
Abs. 2 CMF ferner von allen Verpflichteten bei besonders
komplexen Gesch�ften, Transaktionen �ber ungew�hnlich
hohe Betr�ge sowie Transaktionen ohne erkennbaren wirt-
schaftlichen Hintergrund oder legitimen Zweck vorzuneh-
men (bb). Dar�ber hinaus haben die Verpflichteten ihre
Maßnahmen zur Erf�llung der allgemeinen Sorgfaltspflich-
ten gem. der Art. L. 561-5, L. 561-6 CMF immer dann zu
verst�rken, wenn sie selbst zu der Einsch�tzung gelangen,
dass ein Kunde, ein Produkt oder eine Transaktion ein hohes
Risiko der Geldw�sche oder Terrorismusfinanzierung dar-
stellt (cc).

aa) Korrespondenzbankbeziehungen zu Instituten aus
Nicht-EU-Staaten oder Nicht-EWR-Staaten

Im Rahmen von Korrespondenzbankbeziehungen zu Institu-
ten aus Nicht-EU-Staaten oder Nicht-EWR-Staaten33 sind
Kreditinstitute verpflichtet, ausreichende Informationen
�ber das jeweilige Korrespondenzinstitut zu sammeln, um
seine Gesch�ftst�tigkeit vollumf�nglich zu verstehen und
auf der Basis von �ffentlich zug�nglichen Informationen
seinen Ruf und die Qualit�t der Aufsicht �ber das Institut
einsch�tzen zu k�nnen. Ferner m�ssen die Kreditinstitute
die Kontrollen bewerten, die das Korrespondenzinstitut zur
Bek�mpfung von Geldw�sche und Terrorismusfinanzierung
durchf�hrt. F�r jede neue Korrespondenzbankbeziehung ist
die Zustimmung der Gesch�ftsleitung einzuholen. Schließ-
lich muss der der Korrespondenzbankbeziehung zugrunde
liegende Vertrag die Modalit�ten der �bermittlung von In-
formationen auf Ersuchen des den geldw�scherechtlichen
Bestimmungen des CMF unterliegenden Kreditinstituts re-
geln.34

Im Falle von Konten, die direkt von Dritten zur Abwicklung
ihrer Gesch�fte genutzt werden k�nnen (sog. „Durchlauf-
konten“ oder „payable through accounts“), haben die Kre-
ditinstitute sicherzustellen, dass das Korrespondenzkreditin-
stitut die Identit�t der Kunden �berpr�ft hat, die direkten Zu-
gang zu den Konten haben, und diesen Kunden gegen�ber
die allgemeinen Sorgfaltspflichten der Art. L. 561-5 und L.
561-6 CMF anwendet.

bb) Besonders komplexe und nicht nachvollziehbare
Transaktionen

Art. L. 561-10-2 CMF erg�nzt und konkretisiert die allge-
meine Sorgfaltspflicht des Art. 561-6 CMF, wonach jede
Gesch�ftsbeziehung und die in ihrem Verlauf durchgef�hr-
ten Transaktionen kontinuierlich �berwacht werden m�ssen.
Sobald die Verpflichteten im Rahmen des fortlaufenden Mo-
nitorings einer Gesch�ftsbeziehung auf ein besonders kom-
plexes Gesch�ft, eine Transaktion �ber einen (f�r ihren Kun-
den) ungew�hnlich hohen Betrag oder eine Transaktion
ohne erkennbaren wirtschaftlichen Hintergrund oder legiti-
men Zweck stoßen, m�ssen sie das jeweilige Gesch�ft einer
verst�rkten �berpr�fung unterziehen.35 Anl�sslich dieser
�berpr�fung m�ssen sich die Verpflichteten bei ihrem Kun-
den �ber die Herkunft der eingesetzten Verm�genswerte, ih-
re Bestimmung sowie �ber den Zweck des Gesch�fts und
�ber die Identit�t des Beg�nstigten erkundigen.36

Sofern die Verpflichteten auch nach Einholung der entspre-
chenden Ausk�nfte von dem Kunden noch Zweifel an der
Regel- oder Rechtm�ßigkeit eines Gesch�fts haben, m�ssen
sie eine Anzeige des Gesch�fts an die franz�sische Finanzer-
mittlungsgruppe TRACFIN in Betracht ziehen.37

cc) Kunden, Produkte oder Transaktionen mit hohem
Risiko der Geldw�sche oder Terrorismusfinanzierung/
Ermessensspielraum der Verpflichteten

Spiegelbildlich zu Art. L. 561-9 Abs. 1 CMF, der es den Ver-
pflichteten gestattet, den Umfang der in Art. L. 561-6 CMF
vorgesehenen allgemeinen Sorgfaltsmaßnahmen zu reduzie-
ren, wenn aus ihrer Sicht nur ein geringes Risiko der Geld-
w�sche oder Terrorismusfinanzierung besteht, verpflichtet
Art. 561-10-2 Abs. 1 CMF die Adressaten der geldw�sche-
rechtlichen Regelungen des CMF, die allgemeinen Sorg-
faltsmaßnahmen zu verst�rken, wenn sie zu der Einsch�t-
zung gelangen, dass ein Kunde, ein Produkt oder eine Trans-
aktion ein hohes Risiko der Geldw�sche oder Terrorismusfi-
nanzierung birgt.

e) Ausf�hrung der allgemeinen Sorgfaltspflichten durch
Dritte

Art. 561-7 CMF gestattet es den Verpflichteten im Sinne
von Art. L. 561-2 Nr. 1–6 CMF, zur Erf�llung ihrer allge-
meinen Sorgfaltspflichten nach Art. L. 561-5 und Art. 561-6
CMF auf Dritte zur�ckzugreifen. Als „Dritte“ k�nnen die in
Art. L. 561-2 Nr. 1–6, 12, 13 CMF genannten Institute und
Personen oder entsprechende Institute oder Personen in ei-
nem Drittland mit gleichwertigen Vorschriften zur Bek�mp-
fung der Geldw�sche und der Terrorismusfinanzierung38

herangezogen werden. Die Dritten sind gehalten, den Ver-
pflichteten unverz�glich und unmittelbar die Angaben und
Informationen, die sie bei der Durchf�hrung der Maßnah-
men nach Art. L. 561-5 und Art. 561-6 CMF erlangen, zu-
kommen zu lassen. Auf Anfrage haben sie den Verpflichte-
ten die von ihnen aufbewahrten Kopien und Unterlagen zur
Identifizierung des Vertragspartners und des wirtschaftlich
Berechtigten zu �bermitteln. Die Einzelheiten des Informa-
tionsaustausches und der Kontrolle der von den Dritten vor-
genommenen Sorgfaltsmaßnahmen k�nnen in einem Ver-
trag geregelt werden.

3. Aufbewahrungspflichten

Der neue Art. L. 561-12 CMF entspricht inhaltlich weitge-
hend der alten Vorschrift des Art. L. 563-4 CMF. Vorbehalt-
lich strengerer Regelungen sind die Verpflichteten gehalten,
s�mtliche Unterlagen zur Kundenidentifizierung 5 Jahre
lang aufzubewahren. Die Frist beginnt mit der Schließung
des Kontos bzw. mit Beendigung der Gesch�ftsbeziehung.
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33 G�nzlich verboten ist den Verpflichteten gem. Art. 561-10-3 CMF die
Aufnahme oder Fortf�hrung von Korrespondenz- oder sonstigen Ge-
sch�ftsbeziehungen zu sog. Bank-Mantelgesellschaften („soci�t�s ban-
caire �crans“ oder „shell banks“ = Institute, die in einem Staat gegr�ndet
wurden, in dem sie nicht physisch pr�sent sind und die keiner beaufsich-
tigten Finanzgruppe angeh�ren.) Die Verpflichteten m�ssen ferner ge-
eignete Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass sie keine Kor-
respondenzbankbeziehungen zu Personen aufnehmen oder fortf�hren,
die zulassen, dass ihre Konten von einer Bank-Mantelgesellschaft ge-
nutzt werden.

34 Vgl. Art. L. 561-10-1 CMF, Art. R. 561-21 CMF.
35 Die fr�here Regelung des Art. L. 563-3 CMF a. F., wonach die Pflicht

zur Vornahme verst�rkter Pr�fungshandlungen davon abh�ngig war, ob
der Einzel- oder Gesamtbetrag der in Frage stehenden Transaktion einen
bestimmten Schwellenwert �berschreitet (EUR 150000) wurde mit der
Neufassung des CMF durch die Verordnung 2009-107 vom 30. 1. 2009
aufgehoben.

36 Vgl. hierzu auch Art. 11-7 Abs. 5 des R�glements Nr. 97-02 vom 21. 2.
1997 (ge�ndert durch ArrÞt� vom 29. 10. 2009).

37 Vgl. hierzu unter 4. a) cc).
38 Die vom franz�sischen Wirtschaftsminister festzulegende Liste der

Drittl�nder mit gleichwertigen Vorschriften zur Geldw�schebek�mp-
fung und Terrorismusfinanzierung ist zum Zeitpunkt des Abdrucks die-
ses Beitrags noch nicht ver�ffentlicht.



Ebenfalls 5 Jahre lang aufzubewahren sind s�mtliche Unter-
lagen, die sich auf die von den Kunden ausgef�hrten Trans-
aktionen und auf die wesentlichen Merkmale der in Art. L.
561-10 Abs. 4 CMF39 genannten Transaktionen beziehen.
F�r den Fristbeginn ist hier der Zeitpunkt der Ausf�hrung
der jeweiligen Transaktion maßgeblich.

4. Anzeigepflichten gegen�ber der franz�sischen
Finanzermittlungsgruppe TRACFIN

a) Verdachtsabh�ngige Anzeigepflichten

aa) Straftatbest�nde, die eine Freiheitsstrafe von �ber
einem Jahr vorsehen/Terrorismusfinanzierung

Die Verordnung 2009-104 vom 30. 1. 2009 hat insbesondere
auch zu einer Ausweitung der Verdachtsanzeigepflichten
der Institute und Personen, die den geldw�scherechtlichen
Regelungen des CMF unterliegen, gef�hrt. Vor Inkrafttreten
der Verordnung waren der franz�sischen Finanzermittlungs-
gruppe TRACFIN40 nur solche Betr�ge und Gesch�fte anzu-
zeigen, die mit dem Drogenhandel, einem Betrug zu Lasten
der finanziellen Interessen der EU, der organisierten Krimi-
nalit�t oder der Finanzierung von Terrorakten zusammen-
h�ngen k�nnten. Gem�ß dem neuen Art. L. 561-15 Abs. 1
CMF sind der TRACFIN nunmehr s�mtliche Betr�ge, die in
den B�chern der Verpflichteten stehen, oder Gesch�fte �ber
Betr�ge zu melden, von denen die Verpflichteten wissen, an-
nehmen oder guten Grund zu der Annahme haben, dass
diese aus einer Straftat stammen, welche mit einer Freiheits-
strafe von mehr als einem Jahr geahndet wird, oder der Ter-
rorismusfinanzierung dienen.

bb) Steuerhinterziehung

Der TRACFIN sind ferner s�mtliche Betr�ge oder Gesch�fte
anzuzeigen, von denen die Verpflichteten wissen, annehmen
oder guten Grund zu der Annahme haben, dass diese aus ei-
ner Steuerhinterziehung stammen.41 Die Pflicht zur Anzeige
derartige Betr�ge und Gesch�fte besteht allerdings nur,
wenn mindestens eines der sechzehn durch das Dekret
Nr. 2009-874 vom 16. 7. 200942 festgelegten Kriterien er-
f�llt ist.43 Bei den kraft Dekret festgelegten Kriterien handelt
es sich um die Folgenden:

(1) die Einschaltung von Mantelgesellschaften, deren Ge-
sch�ftst�tigkeit nicht mit dem Gesellschaftszweck in Einklang
steht, oder die ihren Sitz (i) in einem Staat oder Gebiet, welcher/
welches mit Frankreich kein Steuerabkommen geschlossen hat,
das den Zugriff auf Bankdaten erlaubt (vgl. die entsprechende
Liste der Finanzverwaltung, (ii) unter der Privatanschrift eines
der Beg�nstigten des Gesch�fts oder (iii) bei einem Domizilie-
rungsservice haben;

(2) die Vornahme von Finanzgesch�ften durch Gesellschaften,
bei denen h�ufig �nderungen der Satzung/des Gesellschafts-
vertrags erfolgten, die sich nicht durch die wirtschaftliche Un-
ternehmenslage rechtfertigen lassen;

(3) die Zwischenschaltung von nat�rlichen Personen, die offen-
sichtlich nur f�r Rechnung von an Finanzgesch�ften beteiligten
Gesellschaften oder Privatpersonen handeln;

(4) die Vornahme von (i) Finanzgesch�ften, die nicht im Ein-
klang mit den gew�hnlichen Gesch�ften eines Unternehmens
stehen, oder (ii) verd�chtigen Gesch�ften in f�r Umsatzsteuer-
betrug (�ber Karrusellgesch�fte) anf�lligen Wirtschaftsberei-
chen, wie z.B. dem Informatik-, Telefon-, Elektro-, HiFi- und
Videobereich;

(5) die starke und unerkl�rliche Zunahme von Zahlungseing�n-
gen innerhalb eines kurzen Zeitraums auf einem Konto, welches

gerade erst er�ffnet wurde oder bis dato kaum aktiv bzw. inaktiv
war, gegebenenfalls verbunden mit (i) einem bedeutenden An-
stieg der Anzahl/Volumina der get�tigten Gesch�fte oder (ii)
dem Auftreten von ruhenden oder wenig aktiven Gesellschaf-
ten, bei denen j�ngst �nderungen der Satzung/des Gesell-
schaftsvertrags vorgenommen wurden;

(6) die Feststellung von Ungereimtheiten auf Rechnungen oder
Bestellscheinen, die als Beleg f�r Finanzgesch�fte vorgelegt
werden (wie z.B. das Fehlen der Handelsregisternummer, der
SIREN-Nummer, der TVA-Nummer, der Rechnungsnummer,
der Adresse oder des Datums);

(7) der ungekl�rte Einsatz von Konten, die als Durchgangskon-
ten verwendet werden oder �ber die auf Haben- und Soll-Seite
zahlreiche Gesch�fte abgewickelt werden, wobei der Stand die-
ser Konten oft ann�hernd Null ist;

(8) h�ufige Bargeldabhebungen oder -einzahlungen auf ein Ge-
sch�ftskonto, die sich nicht durch den Umfang oder die Art der
Gesch�ftst�tigkeit rechtfertigen lassen;

(9) Schwierigkeiten bei der Ermittlung der wirtschaftlich Be-
rechtigten und der Zusammenh�nge zwischen Herkunft und Be-
stimmung der eingesetzten Verm�genswerte, welche sich auf-
grund (i) der Verwendung von Zwischenkonten als Durch-
gangskonten oder (ii) des R�ckgriffes auf komplexe Gesell-
schaftsstrukturen und juristische und finanzielle Gestaltungs-
formen, die die Leitungs- und Verwaltungsmechanismen wenig
transparent erscheinen lassen, ergeben;

(10) internationale Finanzgesch�fte ohne erkennbaren rechtli-
chen oder wirtschaftlichen Hintergrund, die sich h�ufig auf ei-
nen einfachen �bertrag von Geldern aus dem Ausland oder ins
Ausland beschr�nken, insbesondere wenn sie mit den oben un-
ter (1) genannten Staaten oder Gebieten abgewickelt werden;

(11) die Weigerung des Kunden, Nachweise bez�glich der Her-
kunft von erhaltenen Geldern oder bzgl. der Gr�nde f�r Zahlun-
gen vorzulegen, oder die (vom Kunden behauptete) Unm�glich-
keit der Vorlage dieser Nachweise;

(12) der �bertrag von Geldern ins Ausland gefolgt von ihrer
R�ckf�hrung in Form eines Darlehens;

(13) die Herbeif�hrung der Zahlungsunf�higkeit durch den ra-
schen Verkauf s�mtlicher Aktiva an verbundene nat�rliche oder
juristische Personen oder zu Bedingungen, die auf ein deutli-
ches und ungerechtfertigtes Ungleichgewicht der Verkaufsbe-
dingungen hinweisen;

(14) die regelm�ßige Verwendung von Konten ausl�ndischer
Gesellschaften durch nat�rliche Personen, die in Frankreich
wohnhaft und berufst�tig sind;
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39 Art. L. 561-10 Abs. 4 CMF, auf den Art. L. 561-12 CMF wohl irrt�mlich
verweist, existiert nicht. Eine Richtigstellung ist bislang nicht erfolgt.
Der Verfasser des vorliegenden Beitrags geht davon aus, dass wohl die
wesentlichen Merkmale derjenigen Transaktionen gemeint sind, die
gem. Art. L. 561-10-2 Abs. 2 CMF einer intensivierten �berpr�fung zu
unterziehen sind.

40 Die franz�sische Financial Intelligence Unit oder Finanzermittlungs-
gruppe TRACFIN (Traitement du renseignement et action contre les cir-
cuits financiers clandestins), die an das franz�sische Wirtschaftsministe-
rium angegliedert ist, wurde im Jahre 1990 gegr�ndet, die Aufgaben und
Befugnisse durch das Gesetz Nr. 90-614 vom 12. 7. 1990 festgelegt. Im
Dezember 2006 wurde die Einheit zu einer Beh�rde mit landesweiter
Zust�ndigkeit erkl�rt und die Mitarbeiterzahl deutlich aufgestockt.
TRACFIN ist die nationale Zentrale Frankreichs zur Entgegennahme,
Sammlung und Analyse von Anzeigen (betreffend verd�chtiger Trans-
aktionen) und sonstiger Hinweise, die auf die Vornahme geldw�schere-
levanter Handlungen oder die Finanzierung von Terrorakten schließen
lassen.

41 Vgl. Art. L. 561-15 Abs. 2 CMF.
42 Vgl. D�cret n8 2009-874 du 16 juillet 2009 pris pour application de l’ar-

ticle L. 561-15-II du code mon�taire et financier, ver�ffentlicht im
JORF vom 18. 7. 2009 (Nr. 164).

43 Die Einschr�nkung der Verdachtsanzeigepflicht durch die in dem Dekret
genannten Kriterien dient der Eind�mmung einer bef�rchteten Flut von
Verdachtsanzeigen.



(15) die Einzahlung von Geldern durch eine Privatperson ohne
Zusammenhang mit ihrer bekannten T�tigkeit oder Verm�gens-
lage;

(16) die Durchf�hrung eines Immobiliengesch�fts zu einem
deutlich unterbewerteten Preis.

cc) Nicht ausr�umbare Zweifel an besonders komplexen
und nicht nachvollziehbaren Transaktionen

Eine verdachtsabh�ngige Anzeigepflicht besteht dar�ber hi-
naus auch in den F�llen, in denen die Verpflichteten trotz
Vornahme verst�rkter Pr�fungshandlungen weiterhin Zwei-
fel an einem Gesch�ft oder einer Transaktion im Sinne von
Art. L. 561-10-2 Abs. 2 CMF hegen.44

b) Verdachtsunabh�ngige Anzeigepflichten

Die vorstehend unter a) geschilderten Anzeigepflichten set-
zen jeweils zumindest das Vorliegen bestimmter Verdachts-
momente voraus. Art. L.561-15 Abs. 4 CMF regelt die Fall-
konstellationen, in denen es den Verpflichteten unabh�ngig
von jedem Verdacht obliegt, eine Anzeige gegen�ber der
TRACFIN zu erstatten. Losgel�st von jedem Verdacht sind
der TRACFIN s�mtliche Gesch�fte zu melden, bei denen
die Identit�t des Auftraggebers, des Beg�nstigten oder des
Gr�nders eines Trusts oder eines sonstigen Gebildes zur
Verwaltung eines Stiftungsverm�gens (trotz der im Ein-
klang mit Art. L. 561-5 CMF vorgenommenen Pr�fungs-
handlungen) nicht eindeutig festgestellt werden kann.

c) Erweiterung der Anzeigepflicht per Dekret

Die Anzeigenpflichten gegen�ber der TRACFIN k�nnen da-
r�ber hinaus kraft Dekret auch auf Gesch�fte mit nat�rlichen
oder juristischen Personen ausgedehnt werden, die ihren Sitz
in einem Staat oder Gebiet haben, dessen Gesetzgebung als
unzureichend angesehen wird oder dessen Praktiken der
Geldw�schebek�mpfung entgegenstehen. Das Dekret be-
stimmt in diesem Fall auch den Mindestwert der anzeige-
pflichtigen Gesch�fte.45

d) Form und Zeitpunkt der Anzeige

Gem. Art. L. 561-16 CMF haben die Verpflichteten davon
Abstand zu nehmen, eine Transaktion auszuf�hren, bei der
sie den Verdacht hegen, dass sie der Geldw�sche oder Terro-
rismusfinanzierung dient, bevor sie nicht eine Anzeige bei
der TRACFIN erstattet46 haben. Nach Erstattung einer An-
zeige d�rfen die Verpflichteten die in Frage stehende Trans-
aktion nur durchf�hren, wenn die TRACFIN der Ausf�h-
rung der Transaktion nicht widersprochen hat oder den Ver-
pflichteten innerhalb der durch den Widerspruch in Gang
gesetzten Sperrfrist keine Entscheidung des Pr�sidenten des
Oberinstanzgerichts Paris (Tribunal de grande instance
[TGI]) de Paris) �bermittelt worden ist.47

Sofern eine Transaktion, die der TRACFIN h�tte angezeigt
werden m�ssen, bereits ausgef�hrt wurde, sei es weil ein
Aufschub der Transaktion nicht m�glich war oder weil ein
Aufschub die Verfolgung der Nutznießer einer mutmaßli-
chen Geldw�sche oder Terrorismusfinanzierung behindert
h�tte, m�ssen die Verpflichteten die Anzeige an die TRAC-
FIN unverz�glich nachholen.

e) Hinweis- und Unterrichtungsverbot (Verbot des sog.
„Tipping Off“)

Um den Erfolg der Ermittlungen von Seiten der TRACFIN
nicht zu gef�hrden, ist es den Verpflichteten gem. Art. L.

561-19 CMF untersagt, die Eigent�mer von Geldern oder
die Auftraggeber von Transaktionen, die TRACFIN gemel-
det wurden, oder sonstige Dritte �ber die Erstattung und den
Inhalt einer Anzeige in Kenntnis zu setzen oder diesen Aus-
k�nfte zum Fortgang des weiteren Verfahrens zu geben. Die
Missachtung dieses Verbots wird mit einer Geldstrafe in H�-
he von e 22500 geahndet.48

Verpflichtete, die der gleichen Instituts- bzw. Unterneh-
mensgruppe angeh�ren, sind in Ausnahme von dem oben
dargestellten Informationsweitergabeverbot berechtigt, sich
�ber meldepflichtige Vorg�nge, gemeldete Sachverhalte
und insbesondere gemeldete Personen auszutauschen.49

f) Freistellung von der Verantwortlichkeit wegen
einer Anzeige

Die Freistellung von der Verantwortlichkeit wegen einer An-
zeige ist in Art. L. 562-8 CMF geregelt. Gegen Verpflichte-
te, die in gutem Glauben eine Anzeige bei der TRACFIN er-
stattet haben, darf kein Verfahren wegen Verletzung der
Art. L.226-10, 226-13 und 226-14 (Bankgeheimnis) des
franz�sischen Strafgesetzbuches (Code P�nal), keine Zivil-
klage und kein Disziplinarverfahren angestrengt werden.
Dies gilt auch, wenn der Beweis des Strafcharakters des der
Anzeige zugrunde liegenden Sachverhalts nicht erbracht
werden kann oder der Sachverhalt letztlich in einer Verfah-
renseinstellung oder einem Freispruch m�ndet.

5. Interne Sicherungsmaßnahmen

Die Verpflichteten sind gehalten, geeignete Systeme zur
Einsch�tzung und zum Management der Risiken der Geld-
w�sche und Terrorismusfinanzierung einzuf�hren. Ferner
haben die Verpflichteten sicherzustellen, dass ihre Mitarbei-
ter regelm�ßig �ber ihre geldw�scherechtlichen Verpflich-
tungen geschult und informiert werden.50

Kreditinstitute, Versicherungen, Wertpapierunternehmen
und Wechselstuben haben die Verantwortung f�r die Ein-
richtung der zuvor genannten Risikomanagementsysteme
einem Mitglied der Gesch�ftsleitung zu �bertragen. Die zur
Bewertung der Risiken eingesetzten Systeme m�ssen eine
Einstufung der von den gesch�ftlichen Aktivit�ten der Ver-
pflichteten ausgehenden Risiken in verschiedene Risiko-
klassen vorsehen. Die Risikoklassifizierung ist in Abh�ngig-
keit vom Aussetzungsgrad vorzunehmen. Soweit erforder-
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44 Art. L. 561-10 Abs. 4 CMF, auf den Art. L. 561-15 Abs. 3 CMF wohl
irrt�mlich verweist, existiert nicht. Eine Richtigstellung ist bislang nicht
erfolgt. Der Verfasser des vorliegenden Beitrags geht davon aus, dass
wohl die intensivierte Pr�fung von Transaktionen gemeint ist, die in
Art. L. 561-10-2 Abs. 2 CMF verlangt wird.

45 Vgl. Art. L. 561-15 Abs. 6 CMF.
46 Die Anzeige gegen�ber der TRACFIN kann m�ndlich oder schriftlich

erfolgen (Art. L. 561-18 CMF). Sofern die Anzeige eine noch nicht aus-
gef�hrte Transaktion betrifft, ist der sp�tm�glichste Ausf�hrungszeit-
punkt ebenfalls anzuzeigen. Staatsrats- und Kassationshofsanw�lte,
Rechtsanw�lte und Sachwalter an den Appellationsh�fen haben ihre An-
zeigen zun�chst an den Pr�sidenten der Anwaltskammer beim Staatsrat
und Kassationshof bzw. der Kammer, bei der sie zugelassen sind, zu
�bermitteln (siehe hierzu unten 6. b).

47 Die TRACFIN kann der Ausf�hrung einer Transaktion innerhalb eines
Werktages (ab dem Empfangsdatum der Anzeige) widersprechen. In
diesem Fall wird die Ausf�hrung des Gesch�fts f�r zwei Werktage (ab
dem Tag der Ausfertigung des Widerspruchs) gesperrt. Der Pr�sident
des Oberinstanzgerichts Paris kann, auf Antrag der TRACFIN, mit Zu-
stimmung des Oberstaatsanwalts beim Oberinstanzgericht Paris, die
o. g. Sperrfrist verl�ngern oder die vorl�ufige Beschlagnahme der von
der Anzeige betroffenen Gelder, Konten oder Wertpapiere anordnen.

48 Vgl. Art. L. 574-1 CMF.
49 Vgl. Art. L. 561-20 CMF.
50 Vgl. Art. L. 561-32, L. 561-33 CMF.



lich, sind Kundenprofile anzulegen, die es erm�glichen, un-
ter Ber�cksichtigung des von dem jeweiligen Kunden ausge-
henden Geldw�sche- und Terrorismusfinanzierungsrisikos
Auff�lligkeiten in der Kundenbeziehung feststellen zu k�n-
nen. Die vorstehend genannten Verpflichteten haben ferner
interne Richtlinien zur Risikokontrolle, zur Umsetzung der
Sorgfaltsmaßnahmen gegen�ber den Kunden, zur Aufbe-
wahrung von Kundenakten, zur Aufdeckung ungew�hnli-
cher oder verd�chtiger Transaktionen sowie zur Anzeige
von Transaktionen an die TRACFIN zu implementieren.51

Bei Einstellung neuer Mitarbeiter haben die vorstehend ge-
nannten Verpflichteten dem sich aus dem Verantwortungs-
bereich des jeweiligen neuen Mitarbeiters ergebenden Geld-
w�sche- und Terrorismusfinanzierungsrisiko Rechnung zu
tragen.52

6. Zur Sonderstellung von Anw�lten, Notaren,
Gerichtsvollziehern etc.

a) Anwendbarkeit der geldw�scherechtlichen
Vorschriften des CMF

Die geldw�scherechtlichen Bestimmungen des CMF finden
auf Staatsrats- und Kassationshofsanw�lte53, Rechtsanw�lte,
Sachwalter an den Appellationsh�fen, Notare, Gerichtsvoll-
zieher, Insolvenzverwalter, gerichtlich bestellte Pfleger und
Gerichtsauktionatoren nur dann Anwendung, wenn sie in
Aus�bung ihrer beruflichen T�tigkeit an einem der in Art. L.
561-3 CMF aufgef�hrten Gesch�fte54 mitwirken.

Soweit Staatsrats- und Kassationshofsanw�lte, Rechtsan-
w�lte und Sachwalter in Aus�bung ihrer beruflichen T�tig-
keit an einem der genannten Gesch�fte mitwirken, unterlie-
gen sie den geldw�scherechtlichen Pflichten des CMF
gleichwohl nicht, wenn ihr T�tigwerden in Zusammenhang
mit einem gerichtsf�rmigen Verfahren steht, soweit sie die
Informationen, die ihnen vorliegen vor, w�hrend oder im
Anschluss an ein solches Verfahren erhalten haben.

Staatsrats- und Kassationshofsanw�lte, Rechtsanw�lte und
Sachwalter sind ferner dann nicht an die geldw�scherechtli-
chen Pflichten des CMF gebunden, wenn sie im Rahmen ih-
rer Mitwirkung an einem der genannten Gesch�fte rechtsbe-
ratend t�tig werden, sofern die Rechtsberatung nicht zum
Zwecke der Geldw�sche oder der Terrorismusfinanzierung
erfolgt oder in dem Wissen, dass der jeweilige Mandant die
Rechtsberatung zum Zwecke der Geldw�sche oder der Ter-
rorismusfinanzierung in Anspruch nimmt.

Notare, Gerichtsvollzieher, Insolvenzverwalter, gerichtlich
bestellte Pfleger und Gerichtsauktionatoren, die in Aus-
�bung ihrer beruflichen T�tigkeit an einem der genannten
Gesch�fte mitwirken und hierbei rechtsberatend t�tig wer-
den, unterliegen zwar den geldw�scherechtlichen Sorgfalts-
pflichten des CMF, sind aber nicht zur Erstattung von Ver-
dachtsanzeigen verpflichtet, sofern die Rechtsberatung nicht
zum Zwecke der Geldw�sche oder der Terrorismusfinanzie-
rung erfolgt oder in dem Wissen, dass der jeweilige Mandant
die Rechtsberatung zum Zwecke der Geldw�sche oder der
Terrorismusfinanzierung in Anspruch nimmt.

b) Anzeige von Verdachtsf�llen

Abweichend von Art. L. 561-15 und L. 561-16 CMF haben
Staatsrats- und Kassationshofsanw�lte, Rechtsanw�lte und
Sachwalter an den Appellationsh�fen ihre Anzeigen zu-
n�chst an den Pr�sidenten der Anwaltskammer beim Staats-

rat und Kassationshof bzw. der Kammer, bei der sie zugelas-
sen sind, zu �bermitteln.55 Die jeweilige Kammer �berpr�ft
die Voraussetzungen des Bestehens einer Anzeigepflicht
nach Art. L.561-3 CMF und leitet die Anzeige gegebenen-
falls an die TRACFIN weiter.

7. Aufsichtsbeh�rden

Der im Rahmen der Umsetzung der 3. EG-Geldw�sche-
Richtlinie �berarbeitete Art. L. 561-36 CMF legt f�r die ver-
schiedenen Gruppen von Verpflichteten die jeweils zust�n-
dige Aufsichtsbeh�rde fest, die die Einhaltung der geldw�-
scherechtlichen Verpflichtungen kontrolliert: Finanzinsti-
tute unterliegen entweder der Aufsicht der Commission
Bancaire (Bankenaufsicht), der Autorit� de contr�le des as-
surances et mutuelles (Versicherungsaufsicht) oder der Au-
torit� des March�s Financiers (Finanzmarktaufsicht). An-
w�lte, Notare, Wirtschaftspr�fer etc. werden von ihrer jewei-
ligen Kammer beaufsichtigt.

Art. L. 561-36 Abs. 3 CMF erm�chtigt die jeweils zust�ndi-
ge Aufsichtsbeh�rde, sofern ein Verpflichteter seinen
Pflichten aus Titel VI des CMF infolge einer schweren Sorg-
faltspflichtverletzung oder aufgrund von M�ngeln in den in-
ternen Kontrollverfahren nicht nachgekommen ist, ein Ver-
fahren gegen den Verpflichteten einzuleiten und hier�ber
auch die Staatsanwaltschaft zu informieren.

Zur Feststellung von Pflichtverletzungen durch Kasinos,
Gl�cksspielklubs/-gesellschaften, Immobilienmaklern und
Domizilierungsgesellschaften wurde mit der Verordnung
2009-104 vom 30. 1. 2009 eine eigene „Commission natio-
nale de sanctions“ ins Leben gerufen.56

8. Vorschriften bez�glich des Einfrierens von
Guthaben

Bereits im Jahre 2006 wurde der franz�sischen Wirtschafts-
minister erm�chtigt,57 unbeschadet spezifischer Sanktions-
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51 Einzelheiten zu der vorzunehmenden Risikoklassifizierung, den inter-
nen Richtlinien und zur Kontrolle der ergriffenen Maßnahmen sind in
dem mit ArrÞt� vom 29. 10. 2009 neu in das R�glement Nr. 97-02 vom
21. 2. 1997 eingef�hrten Kapitel III „Vorkehrungen zur Bek�mpfung
von Geldw�sche und Terrorismusfinanzierung“ geregelt.

52 Vgl. Art. R. 561-38 CMF.
53 Rechtsanw�lte, die zur Vertretung vor dem Staatsrat und dem Kassati-

onshof zugelassen sind.
54 Staatsrats- und Kassationshofsanw�lte, Rechtsanw�lte, Sachwalter an

den Appellationsh�fen, Notare, Gerichtsvollzieher, Insolvenzverwalter,
gerichtlich bestellte Pfleger und Gerichtsauktionatoren unterliegen den
geldw�scherechtlichen Bestimmungen des CMF nur dann, wenn sie im
Rahmen ihrer beruflichen T�tigkeit:
Nr. 1: im Namen und auf Rechnung ihres Kunden an einem Finanz- oder
Immobiliengesch�ft beteiligt sind oder als Treuh�nder fungieren;
Nr. 2: ihren Kunden bei der Vorbereitung oder Durchf�hrung eines der
folgenden Gesch�fte unterst�tzen:
a) Kauf und Verkauf von Immobilien oder Gewerbebetrieben,
b) Verwaltung von Geld, Wertpapieren oder sonstigen, dem Kunden ge-
h�renden Verm�genswerten,
c) Er�ffnung von Bank-, Spar oder Wertpapierkonten oder dem Ab-
schluss von Versicherungsvertr�gen,
d) Beschaffung der zur Gr�ndung von Gesellschaften erforderlichen
Mittel,
e) Gr�ndung, Verwaltung oder Leitung von Gesellschaften,
f) Gr�ndung, Betrieb oder Verwaltung von Treuhandgesellschaften im
Sinne der Art. 2011–2031 des Code Civil, Treuhandgesellschaften aus-
l�ndischen Rechts oder �hnlichen Strukturen,
g) Gr�ndung oder Verwaltung von Ausstattungskapital.

55 Anw�lte, die als Treuh�nder fungieren, m�ssen ihre Anzeigen direkt an
die TRACFIN erstatten.

56 Vgl. Art. L. 561-37 – L.561-44 CMF.
57 Vgl. das Gesetz Nr. 2006-64 vom 23. 1. 2006 (Loi n8 2006-64 du 23 jan-

vier 2006 relative 	 la lutte contre le terrorisme et portant dispositions
diverses relatives 	 la s�curit� et aux contr�les frontaliers).
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maßnahmen, die in Anwendung von EU-Vorschriften ergrif-
fen oder von der Justiz angeordnet wurden, das Einfrieren
von Geldern, Finanzinstrumenten und -mitteln anzuordnen,
die nat�rlichen oder juristischen Personen geh�ren, die Ter-
rorakte58 begehen, versuchen, erm�glichen oder an diesen
beteiligt sind.59

Durch die Verordnung Nr. 2009-104 vom 30. 1. 2009 wurde
dem franz�sischen Wirtschaftsminister nun auch die Befug-
nis erteilt, das Einfrieren von Geldern, Finanzinstrumenten
und -mitteln nat�rlicher oder juristischer Personen unmittel-
bar auf Grundlage von UN-Resolutionen, die im Rahmen
von Kapitel VII (Maßnahmen bei Bedrohung oder Bruch
des Friedens und bei Angriffshandlungen) der UN-Charta
verabschiedet wurden, anzuordnen.60 Hierdurch sollen Ver-
z�gerungen, die sich aus dem oft langwierigen Umsetzungs-
prozess von UN-Resolutionen in europ�isches Recht erge-
ben, vermieden werden. Der Wirtschaftsminister kann eben-
so jede Bewegung oder �bertragung von Geldern, Finanzin-
strumenten und -mitteln zugunsten der vorstehend genann-
ten nat�rlichen oder juristischen Personen verbieten. Die
Maßnahmen k�nnen jeweils f�r eine Frist von 6 Monaten,
die jedoch verl�ngerbar ist, angeordnet werden.

III. Fazit

Die Bestimmungen des franz�sischen Code Mon�taire et Fi-
nancier zur Bek�mpfung der Geldw�sche- und der Terroris-
musfinanzierung sind durch ihre Neufassung im Rahmen
der Umsetzung der 3. EG-Geldw�sche-Richtlinie �bersicht-
licher und verst�ndlicher geworden. Die geldw�scherechtli-
chen Sorgfaltspflichten wurden unter Ber�cksichtigung der
von der internationalen Financial Task Force on Money
Laundering (FATF) im Jahr 2003 herausgegebenen Empfeh-
lungen st�rker als bisher an einem risikoorientierten Ansatz
ausgerichtet. So gestatten die neuen Bestimmungen des
CMF Erleichterungen bei der Erf�llung von Sorgfaltspflich-
ten, wenn die in Frage stehenden Transaktionen nur ein ge-

ringes Risiko der Geldw�sche- oder Terrorismusfinanzie-
rung darstellen. Sie sehen aber auch verst�rkte Sorgfalts-
pflichten f�r F�lle vor, bei denen ein erh�htes Missbrauchs-
risiko besteht. Die Verdachtsanzeigepflichten des CMF wur-
den auf s�mtliche Straftaten, die in Frankreich mit einer
Freiheitsstrafe von �ber einem Jahr – wozu auch die Steuer-
hinterziehung61 z�hlt – geahndet werden, ausgedehnt.

Inwieweit das neue Regelwerk mit den Standards der FATF
in Einklang steht, wird eine Beurteilung der franz�sischen
Maßnahmen zur Bek�mpfung der Geldw�sche- und der Ter-
rorismusfinanzierung durch die FATF im Jahr 2010 zeigen.

Dr. Ferhat Canbolat, Ankara, und Dr. Se�kin Topuz, Ankara

Der Garantievertrag im t�rkischen Recht
Das t�rkische Recht erkennt Garantievertr�ge als
selbstst�ndige Sicherungsform neben den B�rg-
schaftsvertr�gen an. Allerdings findet sich der Ga-
rantievertrag nicht als eigener Vertragstypus im ge-
setzlichen t�rkischen Schuldrecht, sondern ist durch
die Gerichte rechtlich anerkannt und ausgeformt
worden. Der folgende Beitrag erl�utert die Rechts-
lage und wirft auch – angesichts der anstehenden
Reform des t�rkischen Schuldrechts – einen Blick in
die Zukunft.

I. Einf�hrung

Der Garantievertrag ist nicht Gegenstand einer positiven Re-
gelung im t�rkischen Recht, wie dies auch im deutschen und

schweizerischen Recht der Fall ist; er leitet sich vielmehr
aus dem allgemeinen Prinzip der Vertragsfreiheit ab. Der
Garantievertrag ist ein einseitiger Vertrag, bei dem der Ga-
rantiegeber sich dazu verpflichtet, dem Beg�nstigten als sei-
nem Vertragspartner einen bestimmten Geldbetrag auszu-
zahlen, wenn ein unvorhersehbares, vom Beg�nstigten nicht
erw�nschtes Ereignis eintritt, vor allem wenn ein Dritter
dem Beg�nstigten eine ihm geschuldete Leistung nicht er-
bringt.

Es l�sst sich sagen, dass der Ministerratsbeschluss Nr. 6048
vom 8. 1. 1928, der kraft Art. 1 des Gesetzes Nr. 10251 vom
12. 3. 1927 durch den Ministerrat verabschiedet wurde, die

Carsten Lang
Rechtsanwalt, Europajurist (Universit�t
W�rzburg). Leiter der Compliance-Abteilung
der Pariser Filiale der Commerzbank AG; die
Abteilung ist u. a. zust�ndig f�r die �berwa-
chung der Einhaltung der Maßnahmen zur Be-
k�mpfung von Geldw�sche und Terrorismus-

finanzierung. Neben dieser T�tigkeit in Frankreich ist er Dozent
im Rahmen der Fachanwaltslehrg�nge Bank- und Kapitalmarkt-
recht der DeutscheAnwaltakademie GmbH, Berlin. Vor seinem
Eintritt in die Commerzbank war der Autor Justitiar der VEM
Aktienbank AG, M�nchen, sowie juristischer Mitarbeiter der
auf Kapitalanlagenrecht spezialisierten Kanzlei Rotter Rechts-
anw�lte, Gr�nwald.

58 Gem. der Definition in Art. 1 Nr. 4 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001
des Rates vom 27. 12. 2001 �ber spezifische, gegen bestimmte Personen
und Organisationen gerichtete restriktive Maßnahmen zur Bek�mpfung
des Terrorismus.

59 Vgl. Art. L. 562-1 CMF.
60 Vgl. Art. L. 562-2 CMF.
61 Die Pflicht zur Anzeige von Betr�gen und Gesch�ften, von denen die

Verpflichteten wissen, annehmen oder guten Grund zu der Annahme ha-
ben, dass diese aus einer Steuerhinterziehung stammen, besteht aller-
dings nur, wenn mindestens eines der sechzehn durch Dekret Nr. 2009-
874 vom 16. 7. 2009 festgelegten Kriterien erf�llt ist (siehe hierzu oben
4 a) bb).

1 H�k�metle Efrad Arasında Teati Olunacak Mukavelename ve S̨artname-
ler Hakkında Kanun.




